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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die Bestimmung, wonach verheiratete oder vor der Heirat stehende Frauen, die aus
dem Berufsleben ausscheiden, ihre Pensionskassengelder nicht mehr bar ausbezahlt
erhalten, wurde hingegen praktisch diskussionslos angenommen. Diese
Gesetzesänderung, welche einen späteren beruflichen Wiedereinstieg erleichtern soll,
ist ohnehin in der BVG-Revisionsvorlage des Bundesrates vorgesehen, da die heutige
Regelung dem Gleichheitsartikel in der Bundesverfassung widerspricht. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Dieser zweite Demographiebericht war – in gekürzter Form – Bestandteil der Botschaft
des Bundesrates zur 10. AHV-Revision, welche der zuständige Departementsvorsteher
Cotti im März der Öffentlichkeit vorstellte. Vor allem von Frauenseite waren grosse
Erwartungen in diese Revision gesetzt worden, die den Verfassungsauftrag der
Gleichstellung der Geschlechter umsetzen sollte. Beträchtlich war dann aber die
Enttäuschung, als feststand, dass zwar punktuelle Verbesserungen zugunsten der
Frauen Eingang in den Gesetzesvorschlag gefunden hatten (Besserstellung der
geschiedenen Frauen und der alleinerziehenden Mütter, geschlechtsunabhängiger
Anspruch von Mann und Frau bei der Ehepaarrente), dass aber die wichtigsten
Forderungen der Frauen (zivilstandsunabhängige Renten, Einkommenssplitting,
Erziehungs- und Betreuungsgutschriften, flexibles Rentenalter für Frauen, Angleichung
des Rentenalters Mann/ Frau) nicht berücksichtigt worden waren.

Aus Kostengründen will der Bundesrat am Rentenalter 65 für Männer festhalten, doch
soll ihnen generell ab 62 Jahren der flexible Altersrücktritt offenstehen, allerdings mit
einer Kürzung der Rente um 6,8% pro Jahr Vorbezug. Damit sich nicht nur
Wohlhabende einen früheren Ruhestand leisten können, soll der vorzeitige Bezug von
Ergänzungsleistungen möglich werden. Bessergestellt werden auch die Witwer, die neu
eine Witwerrente erhalten, allerdings nur dann, wenn sie Kinder unter 18 Jahren zu
versorgen haben.

Bundesrat Cotti unterstrich besonders die gezielte Anhebung der Renten für die
Versicherten mit niedrigem Einkommen. 112'000 Ehepaar- und 358'000 Einzelrenten
würden heraufgesetzt, was einer Besserstellung von mehr als der Hälfte aller
Rentenbezüger entsprechen würde. Mit der vorgesehenen Finanzierung dieser
Verbesserungen (Abweichung von der früher anvisierten Kostenneutralität, Erhöhung
des Beitragssatzes der Selbständigerwerbenden) zog sich die Landesregierung
allerdings umgehend den Zorn der Gewerbekreise zu.

Beobachter waren allgemein der Ansicht, dem Bundesrat sei mit dieser Revision kein
sozialpolitischer Wurf gelungen; diese 10. Anpassung – deren Inkrafttreten 1994
erfolgen könnte – trage bereits den Kern einer 11. Revision in sich. In Beantwortung
einer dringlichen Interpellation Reimann (sp, BE) gab der Vorsteher des EDI selber zu,
dass in dieser Revision die grossen Probleme noch nicht angepackt worden seien (D.Ip.
90.676). Und auch die Parteien zeigten sich – wenn auch aus verschiedenen Gründen –
mit Ausnahme der CVP alles andere als zufrieden.

Die bürgerlichen Parteien, die Arbeitgeberorganisationen und der Gewerbeverband
übten recht harsche Kritik am Abgehen von der Kostenneutralität und an der
Beibehaltung des tieferen Rentenalters für die Frauen. Die verhältnismässig
geringfügigen Änderungen und Neuerungen rechtfertigten die hohen Mehrausgaben
nicht, teilte die FDP mit. Auch die SVP war der Ansicht, der vorgesehene
Leistungsausbau sei angesichts der Mehrkosten nicht zu verantworten. Und der
Gewerbeverband drohte gar offen mit dem Referendum, falls das Parlament die
Beitragserhöhungen für die Selbständigerwerbenden gutheissen sollte.

Die SP, die Gewerkschaften und die Grünen begrüssten zwar die angestrebte
Besserstellung der Rentner mit geringem Einkommen, bedauerten aber, dass der
Bundesrat die gebotene Gelegenheit zur tatsächlichen Gleichstellung der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.1990
MARIANNE BENTELI
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Geschlechter verpasst habe, und wiesen darauf hin, dass auch mit den angestrebten
Verbesserungen das Problem der existenzsichernden Renten weiterhin ungelöst
bleibe. 2

Trotz divergierender Ansichten beschloss die zuständige Ständeratskommission, auf
die Vorlage einzutreten. Ein Rückweisungsantrag der SP-Vertreter, die das gleiche
Rentenalter für Mann und Frau und das Rentensplitting verlangten, scheiterte klar. Die
Kommission übernahm in der Folge die Vorschläge des Bundesrates nahezu vollständig.
Als einzige wichtige Änderung gegenüber dem bundesrätlichen Entwurf lehnte sie eine
Erhöhung des Beitragssatzes für die Selbständigerwerbenden ab. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.1990
MARIANNE BENTELI

Für den Vorsteher des federführenden Departements des Innern, Bundespräsident
Cotti, wurde die ständerätliche Eintretensdebatte zur 10. AHV-Revision zu einer
wahren Zitterpartie. Die Mehrheit der vorberatenden Kommission beantragte dem Rat
zwar Eintreten, doch verlangten sowohl eine sozialdemokratische
Kommissionsminderheit (Bührer/SH und Miville/BS) wie auch der Freisinnige Schoch
(AR) Rückweisung an den Bundesrat; Jagmetti (fdp, ZH) wollte die Vorlage zur
Überarbeitung an die Kommission zurückgeben. Alle diese Antragsteller stiessen sich
daran, dass die 10. AHV-Revision der Gleichstellung der Geschlechter nicht Rechnung
trägt. Während aber der Antrag Bührer/Miville das Rentensplitting ohne
Schlechterstellung der Frauen beim Rentenalter wollte, tendierten die beiden
freisinnigen Anträge auf eine Angleichung des Rentenalters zuungunsten der Frauen.
Nur dank der geschlossenen Front der CVP-Abgeordneten, welche zwar vereinzelt auch
Kritik am mangelnden Mut des Bundesrates übten, die aber ihren Regierungsvertreter
offenbar nicht durch eine Rückweisung brüskieren wollten, wurde schliesslich Eintreten
beschlossen. Hauptargument Cottis war, dass bei Nichteintreten die Verbesserungen
für die weniger begüterten Rentner weiter auf sich warten lassen müssten. Nach dieser
recht emotional geführten Grundsatzdebatte schien es, als würden die Kritiker in der
kleinen Kammer resignieren. In der Detailberatung verabschiedete der Ständerat die
bundesrätliche Vorlage mit einigen unbedeutenden Änderungsvorschlägen.
Insbesondere hielt er — entgegen anderslautenden Anträgen — an dem vom Bundesrat
vorgeschlagenen ungleichen Rentenalter (65/62) für Männer und Frauen und an der
gemeinsamen Ehepaarrente fest. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1991
MARIANNE BENTELI

Die Vorlage war in ihrer revidierten Form im Plenum mehrheitsfähig, was auch in der
deutlichen Ablehnung von vier Rückweisungsanträgen zum Ausdruck kam. Insbesondere
wurde ein Antrag Wick (cvp, BS) auf Rückweisung an die Kommission mit dem Auftrag,
unter Beibehaltung des Splittingsystems und der wesentlichen Errungenschaften der 10.
AHV-Revision (inklusive Erziehungs- und Betreuungsbonus) kostenneutral auf das
System der Einheitsrente überzugehen, verworfen. Bereits in seinem Eintretensvotum
hatte Kommissionspräsident Allenspach (fdp, ZH) Splitting und Einheitsrente als
unvereinbar bezeichnet und darauf hingewiesen, dass ein kostenneutraler Übergang zur
Einheitsrente eine Senkung der heutigen Maximalrente um 20% zur Folge hätte und für
mindestens 45% der Rentnerinnen und Rentner zu finanziellen Einbussen führen
würde.

Sowohl in der Eintretens- wie in der Detailberatung wurde das Splitting von keiner Seite
grundsätzlich in Frage gestellt. Zu Diskussionen Anlass gab die Beschränkung der
Summe der Renten eines Ehepaares auf 150% der maximalen Einzelrente. Anträge zur
Gleichstellung von Ehe- und Konkubinatspaaren sowie zur Anhebung des Plafonds auf
160% wurden vom Rat gleichermassen abgelehnt.

Der umstrittenste Punkt der Diskussionen war die von der Kommissionsmehrheit
vorgeschlagene zweischrittige, erstmals vier Jahre nach dem Systemwechsel fällig
werdende Erhöhung des Rentenalters der Frauen von 62 auf 64 Jahre. Nach heftiger
Debatte, in welcher die bürgerlichen Verfechter des höheren Rentenalters den
Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter, die rot-grünen Gegner die nach wie vor
bestehende Doppelbelastung sowie die anhaltende Lohndiskriminierung der Frauen ins
Feld führten, stimmte die grosse Kammer unter Namensaufruf mit 101 zu 68 Stimmen
bei sechs Enthaltungen der stufenweisen Erhöhung des Rentenalters der Frauen zu.
Entsprechend modifizierte der Nationalrat die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung
des Rentenvorbezugs. So sollen neu Männer ab dem 63. und Frauen ab dem 62.
Altersjahr bei einer versicherungstechnischen Kürzung von 6,8% pro vorbezogenes Jahr

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.1993
MARIANNE BENTELI
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eine frühzeitige Rente erhalten können. In Ausführung des Gleichstellungsartikels in der
Bundesverfassung wurde eine Witwerrente eingeführt. Allerdings soll sie nur jenen
Witwern zukommen, die Kinder unter 18 Jahren zu betreuen haben, während bereits
die heutige Witwenrente als zusätzliche Anspruchsberechtigung eine mindestens
zehnjährige Ehedauer nennt. 5

Eine Frau, die sich bereits im Vorfeld der parlamentarischen Debatte vehement für
die Beibehaltung des bisherigen Rentenalters der Frauen eingesetzt hatte, war SGB-
Sekretärin Ruth Dreifuss. In einem Zeitungsinterview vertröstete sie die Frauen darauf,
dass in der Nachfolge des zurücktretenden Bundesrats Felber vielleicht eine Frau in
den Bundesrat gewählt würde, welche hier entscheidenden Einfluss nehmen könnte.
Wenige Wochen später war sie die neue Magistratin im Siebner-Gremium und zudem
Vorsteherin des für die AHV-Revision zuständigen EDI – und konnte das Steuer dennoch
nicht herumreissen. Nachdem der Bundesrat anlässlich der Beratungen der 10. AHV-
Revision im Nationalrat entgegen seiner ursprünglichen Haltung erklärt hatte, die
Erhöhung des Rentenalters der Frauen auf 64 Jahre sei ein gangbarer Weg, dem er sich
nicht widersetzen werde, versuchte Dreifuss zwei Monate später vergeblich, die
Landesregierung zu bewegen, auf ihren Entscheid zurückzukommen und die Frage des
Rentenalters der Frauen auf die 11. AHV-Revision zu verschieben. Die Kollegen von
Dreifuss begründeten ihre Meinungsänderung damit, dass Unnachgiebigkeit in dieser
Frage die Einführung des Splittings verzögern würde. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.05.1993
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat erteilte nach ausgedehnten Vorarbeiten dem aus CVP-Kreisen lancierten
Modell einer Einheitsrente eine deutliche Absage und kehrte zum Splitting-Modell
zurück, verzichtete aber auf die im Vorschlag des Nationalrates enthaltene steilere
Rentenformel zugunsten der 1992 eingeführten geknickten Formel. Um Rentenverluste
bei den verwitweten IV- und Altersrentnerinnen und -rentnern zu vermeiden, soll bei
diesem Personenkreis ein 20-prozentiger Zuschlag zur Rente ausgerichtet werden,
allerdings höchstens bis zum Betrag der Maximalrente. Im Unterschied zum Nationalrat
beschloss die kleine Kammer zudem, vier Jahre nach Inkrafttreten der Revision auch
die altrechtlichen Renten in das neue System zu überführen. Damit soll die jahrelange
Parallelführung zweier Rentensysteme und die Ungleichbehandlung von Alt- und
Neurentnerinnen und -rentnern beseitigt werden.

Bereits zu Beginn der Debatte wurde deutlich, dass auch im Ständerat der
hauptsächlichste Diskussionspunkt die Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen
sein würde. Zwei Rückweisungsanträge Onken (sp, TG) und Petitpierre (fdp, GE), welche
den Bundesrat beauftragen wollten, eine Ruhestandsrente einzuführen bzw. das
Rentenalter von der Beitragsdauer abhängig zu machen, wurden ebenso verworfen wie
der Antrag einer Kommissionsminderheit, das heutige Rentenalter beizubehalten.
Hingegen wurde ein Antrag Beerli (fdp, BE) / Cottier (cvp, FR) angenommen, wonach
während einer Übergangsfrist der Kürzungssatz für die Frauen beim Vorbezug von 6,8%
auf 3,4% halbiert werden soll. Ein Antrag Onken, die Vorlage in einen Rentenalter- und
einen Splitting-Teil aufzuschlüsseln, wurde mit 32:5 Stimmen deutlich abgelehnt. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

Bei den Verfeinerungen der Leistungsberechnungen schloss sich der Nationalrat mit
geringfügigen Differenzen der kleinen Kammer an. Noch einmal viel zu reden gab die
Erhöhung des Rentenalters der Frauen. Dem Plenum lag ein Kompromissvorschlag
seiner Kommission vor, wonach Frauen, die unmittelbar vor Erreichen des Rentenalters
während mindestens fünf Jahren ununterbrochen erwerbstätig waren und die
Erwerbstätigkeit definitiv aufgeben, die Rente um ein Jahr ungekürzt vorbeziehen
können. Dieser Antrag vermochte sich ebensowenig durchzusetzen wie ein
Minderheitsantrag, der am ursprünglichen Beschluss des Nationalrates festhalten
wollte, worauf sich die grosse Kammer der Lösung des Ständerates anschloss. Ein
Antrag aus den Reihen der SP, die Vorlage sei derart aufzuteilen, dass über die
Grundsatzfrage des Rentenalters getrennt von den übrigen Revisionspunkten
entschieden werden könne, wurde - gleich wie im Ständerat - klar verworfen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI
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Wegen der progressiven Anhebung des Rentenalters der Frauen ergriffen der
Christlich-nationale Gewerkschaftsbund (CNG) und der Schweizerische
Gewerkschaftsbund (SGB) gegen die 10. AHV-Revision das Referendum, wobei Ende
Jahr bereits feststand, dass dieses mit weit über 100'000 Unterschriften zustande
kommen wird. Die mit dem SGB eng verbundene SP zeigte sich in dieser Angelegenheit
gespalten. Die Geschäftsleitung unter Präsident Bodenmann stellte sich hinter das
Referendum, der Parteivorstand hingegen wollte die positiven Aspekte der Revision -
Rentensplitting, Erziehungs- und Betreuungsgutschriften - nicht gefährden und sprach
sich dagegen aus. Die Partei beschloss schliesslich, der SP-Basis diesen schwierigen
Entscheid anfangs 1995 in einer Urabstimmung zu unterbreiten, der ersten seit 1921, als
sich die Genossinnen und Genossen für oder gegen einen Beitritt zur 3. Internationalen
zu entscheiden hatten. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.10.1994
MARIANNE BENTELI

Ende August bereinigte der Bundesrat seinen Entwurf für die 11. AHV-Revision und gab
ihn in eine breite Vernehmlassung. Die Vorlage hat im wesentlichen zwei
Schwerpunkte, nämlich die finanzielle Konsolidierung der AHV und das flexible
Rentenalter. Eine ausgeglichene Finanzierung der 1. Säule soll einerseits durch
Mehreinkünfte, andererseits durch Einsparungen erzielt werden. Dabei bestehen die
Mehreinnahmen aus einer Zusatzfinanzierung (Erhöhung der Mehrwertsteuer um
gesamthaft 2,5 Prozentpunkte bis ins Jahr 2007) und aus Massnahmen zu mehr
Beitragsgerechtigkeit (Vereinheitlichung der Beitragssätze der Selbständigerwerbenden
und der Arbeitnehmenden, Aufhebung der sinkenden Beitragsskala und des Freibetrags
für erwerbstätige Altersrentner). Auf der Ausgabenseite sollen durch eine Anhebung
des Rentenalters der Frauen auf 65 Jahre und eine Angleichung der Witwen- an die
Witwerrente (Aufhebung der Rente für Frauen unter 50 Jahren, wenn keine
minderjährigen Kinder mehr zu betreuen sind) Einsparungen erzielt werden.

Der Bundesrat möchte die Anhebung des Rentenalters der Frauen durch einen Ausbau
des flexiblen Rentenalters abfedern. Unter bestimmten Voraussetzungen sollen Frauen
nach wie vor die Möglichkeit haben, ihre Altersrente mit 62 Jahren zu beziehen und
zwar ohne Rentenkürzung. Männer sollen neu in den Genuss einer gegenüber heute
erheblich günstigeren Flexibilität kommen. Anders aber als die beiden hängigen
Volksinitiativen macht der Bundesrat diesen Anspruch von bestimmten Bedingungen
abhängig. Für die Voraussetzung zum Bezug einer vorgezogenen Rente legte er drei
Modelle vor, welche im Rahmen der Vernehmlassung breit diskutiert werden sollen
(lange Erwerbsdauer, einkommensabhängiger Kürzungssatz, lineare Kürzung mit
versicherungstechnischem Kürzungssatz). 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.08.1998
MARIANNE BENTELI

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Stabilisierung der AHV – AHV 21

Im Dezember 2021 verabschiedete das Parlament die AHV-21-Reform. Bereits früh in
der Ratsdebatte hatten sich die Räte entschieden, das Rentenalter der Frauen von 64
auf 65 Jahre zu erhöhen und damit demjenigen der Männer anzugleichen. Nach
zahlreichen verschiedenen Modellen und Vorschlägen einigten sich die Räte zudem auf
Ausgleichsmassnahmen für die direkt von der Rentenaltererhöhung betroffenen
Frauen: Die ersten neun Jahrgänge, die von der Reform betroffen sind, sollten
entweder einen nach Jahrgang und bisherigem Einkommen abgestuften Rentenzuschlag
erhalten oder geringere Renteneinbussen bei einem frühzeitigen Rentenbezug
hinnehmen müssen, wobei auch diese Konditionen von der Höhe des bisherigen
Einkommens der Betroffenen abhängig sind. Der Start des Rentenbezugs soll für alle
Neu-Rentnerinnen und -Rentner flexibilisiert werden. Zusätzliche Einnahmen sollten
für die AHV auch durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer um 0.4 Prozentpunkte
generiert werden. Die Erschliessung einer zusätzlichen Finanzierungsquelle für die AHV
durch eine Zuweisung sämtlicher zukünftiger Bruttoerträge der SNB respektive der
Bruttoerträge aus den Negativzinsen seit 2015 fand im Ständerat keine Mehrheit. Mit
den beschlossenen Massnahmen wird der AHV-Fonds im Jahr 2030 voraussichtlich ein
Umlageergebnis von CHF -2.4 Mrd. und einen Fondsbestand von 89 Prozent aufweisen
– die nächste Reform wurde folglich bereits angedacht. Im September 2022 sprachen
sich die Stimmberechtigten mit einem Ja-Stimmen-Anteil von 50.6 Prozent knapp für

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.01.2018
ANJA HEIDELBERGER
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die Änderung des AHV-Gesetzes und mit 55.1 Prozent etwas deutlicher für die
Mehrwertsteuererhöhung zugunsten der AHV aus. Wie die Nachbefragung zeigte, hatten
sich die Frauen mehrheitlich gegen ihre Rentenaltererhöhung ausgesprochen, waren
aber von den Männern überstimmt worden.

Chronologie
Vorentwurf des Bundesrates
Vernehmlassung
Botschaft des Bundesrates
Medienreaktionen und Vorberatung der Kommission
Erste Behandlung Ständerat
Erste Behandlung Nationalrat
Differenzbereinigung Ständerat
BSV präsentiert Finanzperspektiven der AHV bis 2032
Weitere Differenzbereinigung, Einigungskonferenz und Schlussabstimmung
Das Referendum wird ergriffen
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Berufliche Vorsorge

Geschiedene Frauen sind auch in der beruflichen Vorsorge schlecht gestellt. Von den
Beiträgen, die der Mann während der Ehe einbezahlt hat, steht den Frauen nichts zu.
Nach heutigem Recht können diese Beträge bei der Scheidung nicht berücksichtigt
werden, weil sie lediglich eine Anwartschaft auf eine spätere Leistung darstellen. Nach
dem Willen des Bundesrates soll sich dies nun ändern. Im Vorentwurf für ein neues
Scheidungsrecht, den die Regierung im Berichtsjahr in die Vernehmlassung gab,
befindet sich unter anderem die Bestimmung, dass beide Ehegatten grundsätzlich
Anspruch auf die Hälfte der im Lauf der Ehe geäufneten Pensionskassenguthaben
haben. Als Berechnungsgrundlage soll die im Zeitpunkt der Scheidung geltende
Freizügigkeitsleistung dienen. Da das revidierte Scheidungsrecht wohl kaum vor dem
Jahr 2000 in Kraft treten wird, enthält das neue Freizügigkeitsgesetz eine
Übergangsregelung, welche die Freizügigkeitsleistung bei Scheidung für übertragbar
erklärt. Anhand der Berechnung der zu erwartenden Austrittsleistung haben die
Gerichte zu bestimmen, was den beiden Partnern zusteht. Die Pensionskassen werden
verpflichtet, den betreffenden Versicherten ein verzinsliches Darlehen zu gewähren,
welches ihnen erlaubt, sich wieder in die vollen reglementarischen Leistungen
einzukaufen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.11.1992
MARIANNE BENTELI

Die Vernehmlassung zur 1. BVG-Revision zeigte mehrheitlich Zustimmung zum
Revisionsvorhaben an sich, doch wurden die konkreten Vorschläge des Bundesrates
sehr kontrovers beurteilt. Die Landesregierung beschloss deshalb, die Vorlage aus
Kostengründen auf die Koordination mit der AHV sowie auf Konsolidierungselemente
zu beschränken. Die von ihm ursprünglich noch als wünschenswert bezeichneten
sozialpolitischen Anliegen, die er nicht näher ausgeführt hatte, die aber insbesondere
die Stellung der Teilzeitarbeitenden und der Personen mit niedrigem Einkommen (in
beiden Fällen vor allem Frauen) hätten verbessern sollen, waren damit in der Vorlage
nicht mehr enthalten. 12
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Krankenversicherung

Die von Ständerat Otto Schoch (fdp, AR) geleitete Kommission präsentierte ihren
Gesetzesentwurf Mitte Dezember der Öffentlichkeit. Sie befürwortete eine
obligatorische Krankenpflegeversicherung für die gesamte Bevölkerung, gleiche
Prämien für Mann und Frau, für Junge und Alte, völlige Freizügigkeit für alle
Versicherten und einen Lastenausgleich zwischen den einzelnen Kassen.

Im Bereich der Leistungen schlug die Kommission Verbesserungen für die Versicherten
vor: Die Beschränkung der Leistungsdauer für Spitalpflegeaufenthalte — heute 720 Tage
— sollte entfallen, Hauskrankenpflege, Prävention und Zahnbehandlungen im
Zusammenhang mit schweren Erkrankungen neu von den Kassen vergütet werden. Trotz
Ausbau der Leistungen erachtete die Kommission ihren Gesetzesentwurf als Beitrag zur
Kostendämpfung, da die Versicherten durch grössere Transparenz bei den
Abrechnungen, einen auf 15% angehobenen Selbstbehalt und das Angebot alternativer
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Versicherungsformen (HMO) verantwortungsbewusster werden sollten. Im Gegenzug
müssten sich die Anbieter — in erster Linie Ärzte und Spitäler — einer Kontrolle der
Wirtschaftlichkeit ihrer Leistungen unterziehen.

Nach den Vorstellungen der Kommission soll die Krankenversicherung weiterhin durch
Kopfprämien und Beiträge der öffentlichen Hand finanziert werden. Die
Bundessubventionen sollen neu zu einem Drittel für Mutterschaftsleistungen und den
Ausgleich der höheren Betagten-Kosten eingesetzt werden und zu zwei Dritteln für
individuelle Prämienverbilligungen für Personen, deren Familienprämie einen
bestimmten prozentualen Anteil ihres Einkommens und Vermögens übersteigt. Im
Vordergrund der Diskussionen stand hier ein Prozentsatz von 7%, was heissen würde,
dass über die Hälfte der Bevölkerung in den Genuss dieser Subventionen käme. Damit
könnten auch sozial Schwächere die durch den Leistungsausbau notwendig werdende
Erhöhung der Prämien um durchschnittlich 24% für Männer und 12% für Frauen
verkraften.

Die Vorschläge der Kommission Schoch wurden von den Parteien recht freundlich
aufgenommen. Für die FDP gingen die angestrebten Reformen in die richtige Richtung,
auch wenn die relativ beschränkte Kostenkontrolle zu einem weiteren Anstieg der
Gesundheitskosten führen werde. Die CVP begrüsste mit Blick auf den
Solidaritätsgedanken das Obligatorium sowie die gezielte Prämienverbilligung durch
den Bund. Dem Obligatorium skeptisch gegenüber stand hingegen die SVP, welche
zudem bemängelte, kostendämpfende Elemente seien zu wenig berücksichtigt worden.
Mit ihrer Kritik befand sie sich auf derselben Linie wie der Gewerbe- und der
Arbeitgeber-Verband.

SP und Gewerkschaftsbund zeigten sich erfreut über die Einführung des Obligatoriums
und die angestrebten Prämienentlastungen für einkommensschwache Personen. Sie
bedauerten aber, dass mit der vorgeschlagenen Erhöhung des Selbstbehalts die
Kostenfolgen erneut auf die Versicherten überwälzt würden und verlangten
weitergehende gezielte Prämienverbilligungen. Zudem erinnerten sie daran, dass eine
von ihnen 1986 eingereichte Volksinitiative "für eine gesunde Krankenversicherung",
welche unter anderem die Kopfprämien durch Lohnprozente ersetzen will, nach wie vor
hängig ist.

Bundesrat Cotti zeigte sich ebenfalls zufrieden mit der Arbeit der Kommission Schoch.
Er kündigte an, dass ein Revisionsentwurf im Februar 1991 in die Vernehmlassung gehen
soll. Die definitive Vorlage will der Bundesrat spätestens im Herbst 1991 präsentieren,
also noch vor der Abstimmung über die beiden hängigen Krankenkassen-Initiativen
(siehe hier und hier). 13

Unfallversicherung

Das Parlament stimmte oppositionslos der vom Bundesrat im Rahmen von Swisslex
vorgelegten Armierung des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung zu. Sie dehnt
den Geltungsbereich der Vorschriften über die Arbeitssicherheit auf alle in der Schweiz
tätigen Betriebe aus und schreibt gleiche Prämien für Mann und Frau in der
Nichtberufsunfallversicherung verbindlich vor. 14
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